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Sehr geehrte Frau Mag. Petz! 
 
Zu der von der Europäischen Kommission am 26. September 2006 eingeleiteten 
öffentlichen Konsultation zu Gemeinschaftsmaßnahmen im Bereich der 
Gesundheitsdienstleistungen (Stichwort Patientenmobilität) darf ich zusammenfassend 
wie folgt Stellung nehmen: 
 
Zu Frage 3: Welche Bereiche (zB klinische Aufsicht, finanzielle Verantwortung) sollten in 
die Zuständigkeit der Behörden welchen Landes fallen? Unterscheiden sich diese 
Zuständigkeiten bei den verschiedenen in Abschnitt 2.2 oben genannten Arten der 
grenzüberschreitenden Gesundheitsversorgung? 
 
Grundsätzlich sollte die Aufsichtsbehörde jenes Landes, in der die 
Gesundheitsdienstleistungseinrichtung ihren Sitz hat, auch für die Aufsicht im 
Zusammenhang mit der grenzüberschreitenden Gesundheitsversorgung zuständig sein.  
 
Ausgenommen hievon soll die Frage der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 
zwischen Gesundheitsdienstleistungseinrichtungen sein, in denen zB 
Angliederungsverträge abgeschlossen werden. In diesem Fall soll die Aufsichtsbehörde 
der Hauptgesundheitseinrichtung auch für die Gesundheitsdienstleistungseinrichtung in 
einem Nachbarstaat zuständig sein. 
Die strukturelle Möglichkeit zur Staatsgrenzen überschreitenden dislozierten Führung 
von Abteilungen oder sonstigen Organisationseinheiten von Krankenanstalten wird jetzt 
vom österreichischen Bundesgesetzgeber eröffnet, sofern das im jeweiligen 
Krankenanstaltenplan des Landes vorgesehen ist. Einheitliche Standards in der 
medizinischen Behandlung sind Grundvoraussetzung. 
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Zu Frage 4: Wer sollte dafür zuständig sein, die Sicherheit bei der grenzüberschreitenden 
Gesundheitsversorgung zu gewährleisten; wie sollten Rechtsmittel für Patienten 
sichergestellt werden, die Schaden erleiden?  
 
Auch in diesem Fall soll die Aufsichtsbehörde jenes Landes, in der die 
Gesundheitsdienstleistungseinrichtung ihren Sitz hat, für die Gewährleistung der 
Sicherheit bei der grenzüberschreitenden Gesundheitsversorgung zuständig sein. 
 
Zu Frage 7: Gibt es weitere Fragen, bei denen die Rechtssicherheit im Zusammenhang 
mit einzelnen spezifischen Gesundheits- oder Sozialversicherungssystemen verbessert 
werden sollte? 
 
Zur konkreten Analyse und der Erarbeitung von Lösungsvorschlägen empfiehlt sich die 
gemeinsame Auftragserteilung insbesondere von rechtlichen Studien über 
grenzüberschreitende Gesundheitsversorgung und Leistungsverrechnung. Die 
Kofinanzierung durch die EU im Rahmen von INTERREG-Programmen kann wesentlich 
dazu beitragen, dass derartige Studien mit dem Ziel der gesicherten Klärung der 
Rechtslage und der Erarbeitung von Lösungsvorschlägen in Auftrag gegeben werden. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Der Abteilungsleiter: 
Dr. Alois Grüner 
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